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Luisenplatz 2   
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Betreff: Stellungnahme zum Hydrogeologischen Gutachten mit Ersatzwasserkonzept (BGS 
Umwelt, Dez. 2025) – Windpark „Am alten Steinbruch“ (VRG 2-95) – Az. 0029-IV-Da 43.3-
53.x.32.10-00004#2025-00002 

 

Sehr geehrte Frau Fellechner, 

 

vielen Dank für die Übersendung des hydrogeologischen Gutachtens. Ich nehme dieses zum 
Anlass, eine ergänzende Stellungnahme abzugeben und erhebe hiermit schwerwiegende 
Einwände gegen das beantragte Vorhaben. 

 

1. Grundsätzliche Bedenken 

Die Errichtung von zwei großtechnischen Windkraftanlagen (WEA01 und WEA02) einschließlich 
umfangreicher Rodungen, Fundamenten und Bodeneingriffen bis ca. 3 m Tiefe innerhalb der 
Schutzzone III eines aktiven Trinkwasserschutzgebietes (Quellen Ixloch) stellt einen erheblichen 
Eingriff dar. Es ist mehr als fragwürdig, dass in einem Wasserschutzgebiet, das gerade der 
besonderen Vorsorge dient, eine solche Ausnahmegenehmigung nach § 52 WHG überhaupt 
ernsthaft geprüft wird. 

 

2. Wesentliche Kritikpunkte am Gutachten 

a) Ungünstige hydrogeologische Situation wird verharmlost   



Das Gutachten bestätigt selbst die Einschätzung des HLfB-Gutachtens von 1981: Im Bereich der 
geplanten WEA liegt eine mittel bis ungünstige Reinigungswirkung des Untergrundes vor. Der 
Pseudomorphosensandstein steht oberflächennah an und bildet einen guten 
Kluftgrundwasserleiter. Dennoch werden die Risiken primär auf die Bauphase beschränkt und 
als „beherrschbar“ dargestellt. Dies widerspricht dem Vorsorgeprinzip im Wasserrecht. 

b) Erhebliche Bodeneingriffe in Schutzzone III**   

- Rodung von je ca. 1,5 ha Wald pro WEA   

- Bodenaustausch bis ca. 3 m Tiefe   

- Herstellung von Kranstellflächen, Zufahrtswegen und Leitungsgräben   

Diese Maßnahmen führen zu einer temporären, aber massiven Minderung der schützenden 
Deckschichten. Gerade in einem klüftigen Buntsandstein besteht ein hohes Risiko des 
schnellen Schadstoffeintrags bei Havarien (Baumaschinen, Kraftstoffe, Hydrauliköle etc.). 

c) Schwächen des Maßnahmenkatalogs   

Die vorgeschlagenen Maßnahmen (hydrogeologische Baubegleitung, Ölbindemittel, Alarmplan 
etc.) sind Standard und reichen bei einem Standort dieser Sensibilität nicht aus. Die 
Überwachung wird weitgehend dem Vorhabenträger und dessen beauftragten Gutachtern 
überlassen. Eine unabhängige, kontinuierliche Kontrolle durch die Wasserbehörde fehlt. 

d) Ersatzwasserkonzept unzureichend   

Das Konzept verweist auf das vernetzte Versorgungssystem und Überschüsse anderer Gebiete. 
Es blendet jedoch aus, dass die Quelle Ixloch zu den schüttungsstärksten Quellen der Stadt 
gehört und in Trockenperioden (die zunehmen) eine wichtige Rolle spielt. Eine Beeinträchtigung 
oder Verunreinigung wäre nicht ohne Weiteres kompensierbar. Das Gutachten liefert keine 
belastbare Risikoanalyse für den worst-case (z. B. längerfristige Kontamination). 

e) Langfristige Betriebsphase   

Auch im Betrieb bestehen Risiken durch wassergefährdende Stoffe (Transformatorenöl, 
Hydraulik, Schmierstoffe). Die technische Beschreibung der ENERCON E-175 EP5 zeigt, dass 
trotz Auffangwannen erhebliche Mengen an Stoffen der WGK 1 und 2 vorhanden sind. Ein 
Totalschaden (z. B. durch Brand oder Blitzschlag) bleibt ein nicht auszuschließendes Restrisiko. 

 

3. Fazit und Forderungen 

Das hydrogeologische Gutachten bestätigt mehr, als es widerlegt: Der Standort ist für ein 
derartiges Vorhaben hydrogeologisch hoch problematisch. Die beantragte 
Ausnahmegenehmigung nach § 52 WHG widerspricht dem Schutzzweck der Zone III und dem 
Vorsorgeprinzip des Wasserhaushaltsgesetzes. 

Ich erhebe daher ausdrücklich Einwand gegen die Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung sowie gegen die wasserschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung. 

 

Ich beantrage weiterhin: 

 



- Die vollständige Ablehnung der Ausnahmegenehmigung für Erdarbeiten in der Schutzzone III. 

- Eine unabhängige, vertiefte hydrogeologische Prüfung durch einen neutralen    
Sachverständigen. 

- Öffentliche Auslegung aller vollständigen Unterlagen (einschließlich des Gutachtens ohne 
Schwärzungen, soweit datenschutzrechtlich möglich). 

- Beteiligung der betroffenen Bürger und der Stadtwerke Groß-Umstadt in einem 
Erörterungstermin. 

 

Gerne stehe ich für Rückfragen zur Verfügung und bitte um eine zeitnahe Rückmeldung zum 
weiteren Verfahrensstand. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Peter Geisinger 


